
~I-1825 der Beilagen·zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 
XI. Gesetzgebungsperiode 

871/A.B. 

zu 841/J 
A n fra ge b ea nt VI 0 r tun g 

des Bundeskanzlers·Dr. K 1 aus 

auf die AnfraGe der.Abgeordneten Dr. Tu 1 1 und Genossen, 

betreffend offene Probleme der Heimatvertriebenen in Österreich. 

-.-.-.-.-

Am 3. Juli 1968stellten'die.Abgeordneten'zum.Nationalrat Dr. Tull, 

Müller, Maser, .Preußler"Kratkyund Genossen an mich die schriftliche An­

frage Nr. 841/J, betreffend offene oProbleme der . Heimatver.trie.benen in 

Österreich, mit nachstehendem 'Wortlaut: 

"Am 13. Hai·d"J"·empfingen,Sie,,Herr,Bundeskanzler eine Delegation von 
Heim~tvertri~benen, die Ihnen die Bitte.vortrugen, dafJr zu sorgen, daß 
auch die in Osterreichans~ssig.gewordenen,Heimatvertriebenen.wenigstens 
ann~hernd.dieselbenEntsch~digungen.erhalten,sollen wie·ihre in der BRD 
lebenden ehemaliGen Landsleute. 

DieBl~Dist bekanntlich, auf Grund ,des ,Pariser, Vertrages. mi t den west­
lichen Alliierten vom23.10~1954,verpflichtet,=alle deutschsprachigen Heimat­
vertriebenen, ohne Rücksicht·auf,ihren.derzeitiGen.Wohnsitz, zu entsch~digen. 
Diese Entschädigungszahlungen,gelten:alsAnzahlung~auf.die.von Deutschland 
in dem .künftigen Friedensvertrag. zu, leistende ,Kriegsentsc.h~digung. 

Im deutschen Bundestag.wurde.kürzlich,ein.Gesetzantrag eingebracht, 
der diese En tsch~digunGsza..hlungen. regeln, und :abschließen. soll. In diesem 
Entwurf werden. die· in Österreich ,lebe.nden :Heimatvertriebenen. im . § 56 aus 
den Leistungen ausgeschlossen. 

Diese Auffassung.bedeutet·nicht·nur,eine;finanzielle.Benachteiligung 
von über 300.000.~sterreichischen,Staatsbürgern,durch,~ie.BRD, sondern ist 
auch eine Diskriminierung.der.Republik,Österreich. 

Sie haben 1 Herr Bundeskanzler"dervon.lhnen.empfangenen Delegation 
versprochen,'sich mit denzust~ndigen,Ministern,wegen.einer~sterreichi­
sehen Initiative in Verbindung zu·setzen' und 'ehestens Verhandlungen auf 
h~chster Bearntenebene mit Bonnin die ~ege;leiten.zuwollenr. 

Die über .300 .• 000.Heimatvertriebenen'sind,wertvolle und.gute Bürger 
unserer Republik geworden. Ihre,finanziellen,Interessen,zu.vertreten ist 
nicht nur Österreichs moralischePflicht.sondern,auch Österreichswirt~ 
schaftliches Interesse, da die ausder,BRD.an diese;~sterreichischen Neu­
bürger fließenden Zahlungen im.lnland,verbraucht,undso.die ~sterreichische 
Wirtschaft beleben werden. 

Eine andere M~glichkeit, die·inÖsterreich;ans~ssig.gewordenen.Heimat­
vertriebenen zu entsch~digen, ,w~re eine.Ausweitung des Artikels V des .Bad 
Kreuznacher Abkommens. In .diesem,Falle ,müßte :aber·. Österreich .selbst .Vor­
leistungen erbringen,. deren Flüssigmachung -. angesichts. der. betr.~chtlichen 
Summen, die hier notwendig sind"fraglich,erscheint. 

Die unterzeichneten Abgeordneten,fragen.Sie.daher, Herr Bundeskanzler: 
1) Was hat die Bundesregierung,getan"um,die,Diskriminierungvon über 

300.000 österreichischen Staatsbürgern und~darüber hinaus der Hepublik 
Österreich durch den § 56 des deutschen Reparationsschadensgesetzes zu 
beseitigen bzw4 die Unterstellung, daß Österreich an deutscher Seite krieg­
führend war, zurückzuweisen1 
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871/A.B. 2 
zu 841/J 

2)-WelchenWeg'gedenken,Sie"Herr,Bundeskanzler,·einzuschlagen, damit 
die· über 300.000 österreichischen·Neubürger ihre ihnen von der BRD zu­
stehende· Vermögensentsc:hädigung -. so wie alle. anderen. deu.tschsprachigen 
Heimatvertriebenen in aller .Welt.- erhalten? 

Gedenken Sie: 
a) energisch'darauf'zu,dringen"daß'die BRD ihre ·Zahlungspflicht 

diesen.österreichischenoStaatsbürgern'durch'entsprechende-Xnderung.des 
§ 56 des.deutschen,Reparationsschädengesetzes·nachkommt, oder 

b) sehen Sie·eine'Möglichkeit,.daß.die.österr~ichische-Regierun~ die 
BRD auf Grund.eigencr.Vorleistungen:zu weiteren.Zahlungen.aufGrund des 
Artikels V des Bad Kreuznacher Abkommens veranlassen kann?" 

Ich beehre.mich,.diese:Anfrage:wie:folgt:zu.beant~orten: 

ad 1 und 2a 

Die derzeitige. und: die, letzten, österreichi'schen ,Bundesre gierunr;en haben 

wiederholtund.nachdrücklich,seit:dem:Jahre.1963,.als.die.ersten.Entwürfe 

eines Gese.tzes. zur ,Ab gel tung: von ,Reparations~·Resti.tu tions-::,Zerstör.ungs-

und Rückerstattungsschäden . (Repar.a tionsschädengesetz) . bekannt wurden, in 

Bonn . interveniert, . um· den ,Ausschluß: österr.eichischer. Staa tsbürger. in § 56 

des Entwurfes.zu.verhindern. 

Von.deutscher.Seite:wurde seit;jeher.der;Standpunkt.vertr~ten,.daß 

Art. 24 Abs. 1 .. des .Finanz-. und :Ausgleichsvertrages: einen. Verzicht. Öster­

reichs auf weitere Ansprüche.darstellt,:während :Österreich.die.Ansicht 

vertritt, daß der Artikel. nur, eine ,Endfertigung_für alle.in.der.Vergangen­

heit gelegenen Ansprüchedarstßllt,:aber:in:keiner.Weise.eine.zusätzliche, 

künftige Verbesserung. des ,Schicks.als: der ~Betrof:fenen. einbe.zieht. -

Auchbeim.Besuch.descdeutschen,Vizekanzlers:und .. Außenministers.Willy 

Brandt wurde.seitens.des:Bundesministeriums.für.AuswärtigeAngelegenheiten 

der österreichische.Wunsch.auf:Einbeziehung:der_österrei~hischen Vertrie­

benen in das Reparationsschädenge.setz:zur.:Sprache ,gebracht ... 

Da die .beiden .Seiten ·von ,ihren: oben: darg.elegten .Rechtsstandpunkten 

nicht abgahen,~besteht.die,Mögli~hkeit,:das,im Kreuznacher Vertrag vorge­

sehene Schied:gericht,anzurufen., Die:Bundesregierung.wird.sich zum geei.gneten 

Zeitpunkt zu entscheiden,haben,.ob sie diesen Weg.beschreitet, wenn auf 

deutscher Seitekeine:Bereit~chaft;zu einem:Einlenken,besteht. 

ad 2b: 

Im. Art. 5, des .Finanz- und :Ausgleichsver.trages. hat sich die Bundes­

republik ,Deutschland ,bereit ,erklärt, ,für denFall,daß zu einem späteren 

Zeitpunkt österrei'chischersei ts' Leistungen; an den im Artikel 2 des Finanz­

und Ausgleichsvertrages,genannten~ersonenkreis vorgesehen werden sollten, 
die bisher nicht. berücksic:htigte.- Vermögensverluste be tre ffen I in Verhandlungen 
über eine. angemessene. Beteiligung,. an. solchen: Leistungen einzutreten. Öster­
reichische.Vorleistungen,sind.hiefür nicht ,Voraussetzung. Eine Verpflichtung 
der.Republik Österreich zu einer solchen Erweiterungsregelung, die nach der 
von deutscher Seite vertr~tenen Auffassung einen beträchtlichen Beitrag aus 
österreichischen Mitteln voraussetzt, ist im Artikel 5 des Finanz- und Aus­
gleichsvertrages nicht enthalten. 

-.-.-.-.-.-

871/AB XI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




